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Herrn Vorsitzenden
des 1. Strafsenats
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Zubeftnden ist über den Antrag des Rechtsanwalts Robert Schulte-Frohlinde vom 17. August

2007 auf gerichtliche Entscheidung (81. 69 ff. d.A.).

Das auf die Anzeige des Antragstellers vom 24. April2007 gegenBrigitte Zypries u.a. wegen

des Vorwurfs der Rechtsbeugung eingeleitete Ermittlungsverfahren 76 Js 4lIl07 hat die

Staatsanwaltschaft Berlin mit Bescheid vom 26. April2007 eingestellt (Bl. 30 f. d.A.). Die

dagegen erhobene Beschwerde vom 21.Mai2007 (81. 34 ff. d.A.) ist durch den am 19. Juli

2007 abgegangenen Bescheid vom 9. Juli 2007 zurückgewiesen worden (Bl. 53 f. d.A.).

Gegen diesen Bescheid richtet sich der am 17. Augus t2007 eingegangene Antrag.

Er ist unzulässig, da der Beschwerdeführer durch die von ihm behauptete Straftat nicht ver-

letzt im Sinne von $ 172 Abs. 1 Satz I StPO ist. Bei den vom Beschwerdeführer als den Tat-

bestand der Rechtsbeugung erfüllend bezeichneten Entscheidungen des Bundesverfassungs-

gerichts war dieser nicht Verfahrensbeteiligter (81. 65 ff. d.A.). Für den Tatbestand der

Rechtsbeugung wäre dies aber erforderlich, um die Verletzteneigenschaft zu begründen (ugl.

OLG Karlsruhe NSIZ 2001,112). Der vom Beschwerdefrihrer hervorgehobene Umstand, dass

er den gesetzlichen Regelungen unterworfen ist, die Gegenstand der verfassungsgerichtlichen

Entscheidungen waren, trifft ihn wie jeden anderen Gesetzesunterworfenen und vermittelt
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ihm keine hervorgehobene - die Yerletzteneigenschaft ausmachende - Beziehung zu den Ent-

scheidungen.

Ebenso unzulässig ist der Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand gegen die an-

gebliche Versäumung der Frist des $ 172 Abs.2 Satz I StPO. Da der hiesige Bescheid keine

Rechtsmittelbelehrung enthielt, vermochte er keine Frist in Lauf zu setzen, die der Beschwer-

deführer hätte versäumen können.

Ich beantrage daher,

die Anträge auf gerichtliche Entscheidung und Wiedereinsetzung

als unzulässig zu verwerfen.

Wittkowski/G

lut

|  ,  i l

,,{u-lJ,ü'
Oberstaatsanwalt


